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Erliuternde Bemerkungen

Allgemeiner Teil

Mit der Verordnung des Bundesministers fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft
iiber den guten chemischen Zustand des Grundwassers (Qualititszielverordnung Chemie Grundwasser —
QZV Chemie GW), BGBI. II Nr. 98/2010, zuletzt gedndert durch BGBI. II Nr. 461/2010, wurden die
unionsrechtlichen Vorgaben der Richtlinie 2006/118/EG des Europdischen Parlaments und des Rates zum
Schutz des Grundwassers vor Verschmutzung und Verschlechterung einerseits zur Beurteilung des
chemischen Zustands von Grundwasser sowie andererseits zur Festlegung von Kriterien und Maflnahmen
zum Schutz des Grundwassers vor Verschlechterung und Verschmutzung umgesetzt. Weiters wurden die
Kriterien fiir die Ausweisung von Gebieten geméf § 33f WRG 1959 festgelegt.

Die gegenstindliche Novellierung der QZV Chemie GW dient der Umsetzung der Richtlinie 2014/80/EU
der Kommission vom 20. Juni 2014 zur Anderung von Anhang II der Richtlinie 2006/118/EG, indem die
nun unionsweit einheitlichen Regelungen fiir die Bestimmung von Hintergrundwerten iibernommen
werden. Die durch die Richtlinie 2014/80/EU {iberdies bewirkte Ergénzung der Mindestliste von
Schadstoffen und ihren Indikatoren, fiir die die Mitgliedstaaten die Festlegung von Schwellenwerten zu
erwagen haben, bedarf keiner weiteren Umsetzung, da bereits bisher fiir die Schadstoffe Nitrit und
Orthophosphat Schwellenwerte in Anlage 1 QZV Chemie GW festgelegt waren. Die durch die
Anderungsrichtline ergiinzten und prizisierten Vorschriften fiir die Ubermittlung der Angaben zu den
Schadstoffen und Indikatoren, fiir die Schwellenwerte festgesetzt wurden, insbesondere Angaben zu den
Methoden fiir die Beurteilung des chemischen Zustands von Grundwasserkdrpern, werden bei der
Erstellung der Nationalen Gewasserbewirtschaftungspline zu beachten sein.

Mit der Novellierung der QZV Chemie GW soll ferner der Begriff ,,Bodenpassage” zur Abgrenzung
zwischen einerseits unzuldssigen direkten Einbringungen von Schadstoffen in das Grundwasser und
andererseits bewilligungspflichtigen anderen Einbringungsformen neu definiert werden.

Die Zeitrdume zur Beurteilung der Beschaffenheit des Grundwassers an einer Messstelle sollen
vereinheitlicht werden, indem auch fiir Pestizidparameter grundsitzlich die Messergebnisse eines
dreijdhrigen Beurteilungszeitraums herangezogen werden.

Die Novellierung dient auch der Anpassung des Rahmens fiir jene Maflnahmen, aus denen der
Landeshauptmann bei Erlassung von Programmen zur Verbesserung der Qualitidt des Grundwassers
gemdB § 33f Abs. 4 WRG 1959 zu wihlen hat. Die vorgesehenen MaBnahmen zielen auf eine
Reduzierung allfélliger Grundwasserbelastungen durch Nitrat und Pestizide ab.

Kompetenzgrundlage:
Der vorliegende Entwurf stiitzt sich auf Artikel 10 Abs. 1 Z 10 B-VG.

Besonderer Teil
ZuZ1(§3Z9) und Z7 (§ 6):

GemilB Artikel 4 der Richtlinie 80/68/EWG des Rates vom 17. Dezember 1979 iiber den Schutz des
Grundwassers gegen Verschmutzung ist die direkte Ableitung ndher bezeichneter Schadstoffe in das
Grundwasser (dh ohne Boden- oder Untergrundpassage) verboten.

GemilB Artikel 6 der Richtlinie 2006/118/EG zum Schutz des Grundwassers vor Verschmutzung und
Verschlechterung haben Maflnahmenprogramme alle zur Verhinderung von Eintrédgen gefahrlicher Stoffe
in das Grundwasser erforderlichen Mafinahmen zu enthalten sowie dariiber hinaus alle erforderlichen
MaBnahmen zur Begrenzung von Eintrigen in das Grundwasser, um sicherzustellen, dass diese Eintrige
nicht zu einer Verschlechterung fiihren, oder signifikante und anhaltende steigende Trends bei den
Konzentrationen von Schadstoffen im Grundwasser bewirken.

In Umsetzung der genannten EU-Vorgaben ist die direkte Einbringung néher bezeichneter Schadstoffe in
das Grundwasser geméll § 6 Abs. 1 QZV Chemie GW verboten bzw. die indirekte Einbringung dieser
Schadstoffe bewilligungspflichtig. Eine direkte Einbringung von Schadstoffen in das Grundwasser liegt
vor, wenn der Eintrag ohne Bodenpassage erfolgt.

Die Richtline 80/68/EWG wurde mit 22. Dezember 2013 aufgehoben, sodass nunmehr ausschlieBlich die
Vorgaben des Artikel 6 der Richtlinie 2006/118/EG maBgeblich sind. Auch wenn diese Regelung nicht
explizit eine Unterscheidung zwischen direkten und indirekten Einbringungen beinhaltet, ist die
Aufrechterhaltung der bisherigen Differenzierung aus wasserwirtschaftlicher Sicht geboten, da gerade bei
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der direkten Einbringung von Schadstoffen — dh ohne Bodenpassage — ein erhdhtes Gefahrdungspotential
fiir das Grundwasser besteht.

Nach bisherigem Verstéindnis setzte das Vorhandensein einer Bodenpassage einen ,,belebten Boden*
voraus. Das ist der oberste, natiirlich gewachsene Teil der Erdkruste, der aus festen anorganischen, durch
die Verwitterung des Untergrundes entstandenen, und organischen Bestandteilen, sowie aus Hohlrdumen,
die mit Wasser und den darin geldsten Stoffen und mit Gasen gefiillt sind, besteht. Durch die im belebten
Boden ablaufenden physikalisch-chemischen, mikrobiologischen und pflanzenphysiologischen Prozesse
kommt es zu einem Riickhalt und/oder Abbau von im Sickerwasser enthaltenen Schadstoffen.

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht kann die Verhinderung von Eintrdgen geféhrlicher Stoffe in das
Grundwasser auch sichergestellt werden, wenn zwar ein belebter Boden fehlt, jedoch Materialien als
Bodenschicht eingesetzt werden, die einem dem belebten Boden gleichzuhaltenden Riickhalt bzw. Abbau
von im Sickerwasser enthaltenen Schadstoffen gewihrleisten. Diese Materialien konnen aus
Bestandteilen des belebten Bodens bestehen oder auch unter Verwendung anderer Bestandteile technisch
hergestellt werden.

Durch eine Legaldefintion in § 3 soll dem Begriff ,,Bodenpassage™ dieses erweiterte Begiffsverstindnis
zugrunde gelegt werden und. Dadurch stehen in Zukunft bei Fehlen eines belebten Bodens auch
unterschiedliche technische Varianten (z.B. Einsatz technischer Filter) fiir die Reinigung von z.B. auf
Dach- oder Verkehrsflichen anfallenden verunreingten Niederschlagswissern zur Verfligung, womit
einer von Unternehmen aber auch seitens der Lander vertretenen Intention nachgekommen werden kann.

Ob ein dem belebten Boden gleichzuhaltender Riickhalt bzw. Abbau von im Sickerwasser enthaltenen
Schadstoffen mit technisch hergestellten Materialien sichergestellt werden kann, ist unter Heranziehung
geeigneter Methoden, wie etwa in der ONORM B2506-3 beschrieben, zu beurteilen.

Weiterhin ist die Einbringung von in Anlage 2 angefiihrten Schadstoffen in das Grundwasser ohne
Bodenpassage gemidB § 6 QZV Chemie Grundwasser verboten. Die Einbringung von in Anlage 2
angefiihrten Schadstoffen bei Vorhandensein einer Bodenpassage sowie jede Form der Einbringung von
in Anlage 3 angefiihrten Schadstoffen in das Grundwasser ist gemidBl § 7 QZV Chemie Grundwasser
bewilligungspflichtig, sodass entsprechend den Vorgaben des Artikel 6 der Richtlinie 2006/118/EG der
Eintrag von Schadstoffen unter Beriicksichtigung des konkreten Einzelfalles zu begrenzen sind. Bei der
Festlegung der Bewilligungsdauer ist u.a. auf die Dauer der Funktionsfahigkeit (Standzeit) der
Bodenpassage Bedacht zu nehmen. Dariiber hinaus sind der Betriebszustand und insbesondere die
Wirksamkeit durch regelméBig durchzufiihrende Kontrollen (z.B. Analyse von Ablaufproben) zu
iiberpriifen.

Zu Z2und3 § 4):

Artikel 3 Z 5 und 6 der Richtlinie 2006/118/EG verpflichtet die Mitgliedstaaten, festgelegte
Schwellenwerte unter Bedachtnahme auf neue Informationen iiber Schadstoffe, Schadstoffgruppen oder
Verschmutzungsindikatoren erforderlichenfalls abzudndern wund im Rahmen der nationalen
Gewisserbewirtschaftungspldane auch Angaben iiber die festgelegten Schwellenwerte zu verdffentlichen.
Diesen Anforderungen wurde bereits bisher unmittelbar im Rahmen der wasserwirtschaftlichen
Planungsaufgaben des Bundesministers fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft,
insbesondere auch durch Erlassung der QZV Chemie Grundwasser nachgekommen. Die Novellierungen
dienen ausschlieBlich der Klarstellung und Sicherstellung der umfassenden Richtlinienumsetzung auch
aus formaler Sicht.

ZuZ4 (§5 Abs. 2):

Zur Beurteilung der Beschaffenheit des Grundwassers werden grundsitzlich die Messergebnisse der
gemal den §§ 20 bis 27 GZUV zur iberblicksweisen bzw. operativen Uberwachung des chemischen
Zustands im Grundwasser errichteten Messstellen herangezogen.

Nach der bisher geltenden Regelung umfasst der Zeitraum fiir die Beurteilung des chemischen Zustands
grundsétzlich die letzten drei dem Betrachtungszeitpunkt vorangegangenen Kalenderjahre, fiir die
Messergebnisse zur Verfiigung stehen; der Beurteilungszeitraum hinsichtlich der Parameterblocke 2.3.2
bis 2.3.9 der Anlage 15 zur GZUV ist hingegen auf das letzte dem Betrachtungszeitpunkt
vorangegangene Kalenderjahr der Erstbeobachtung gemiB § 23 GZUV eingeschrinkt, da jedenfalls fiir
dieses Jahr von einer ausreichenden Zahl an Messergebnissen ausgegangen werden kann.

Neben den in den Parameterblécken 2.3.1 bis 2.3.9 der Anlage 15 GZUV angefiihrten Pesitiziden, fiir die
jedenfalls eine iiberblicksweise und gegebenenfalls eine operative Uberwachung durchgefiihrt wird,
konnen dariiber hinaus regelméBig weitere Pestizide im Rahmen von Sondermessprogrammen geméif
§ 28 GZUV in die iiberblicksweise bzw. operative Uberwachung aufgenommen werden.
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Die vorgeschlagene Neuregelgung zielt darauf ab, dass auch hinsichtlich der Pestizidparameter aktuellere
Messergebnisse herangezogenen werden sollen, sofern zumindest drei Beobachtungen umfassende
Messergebnisse fiir den Zeitraum von drei Kalenderjahren zur Verfiigung stehen. Dadurch kdénnen
allféllige, durch Messergebnisse belegte Verdnderungen der Grundwasserbelastung zeitnah bertiicksichtigt
und dargestellt werden. Liegt jedoch keine ausreichende Zahl an Messergebnissen vor, sind subsidiér die
Messeergebnisse aus dem Kalenderjahr der Erstbeobachtung der Beurteilung zugrunde zu legen.

Zu Z 5 (§ 5 Abs. 3a):

GemidB § 5 Abs. 3 QZV Chemie Grundwasser sind erforderliche Mafinahmen zu ergreifen, wenn die
Beschaffenheit des Grundwassers an einer Messtelle als gefahrdet gilt, selbst wenn der
Grundwasserkorper sich in einem guten Zustand befindet.

Der neu eingefiigte Abs. 3a stellt klar, dass auch bei Belastungen des Grundwassers infolge einer
Altablagerung oder eines Altstandorts (§ 2 ALSAG) sowie im Bereich der daraus resultierenden
Schadstofffahnen entsprechend Artikel 4 Abs. 5 der Richtlinie 2006/118/EG MafBinahmen zu setzen sind,
die dem Schutz aktuell ausgeiibter bzw. absehbarer Grundwassernutzungen sowie der Qualitit von
Okosystemen dienen und somit eine Verschmutzung (§ 30 Abs.3 Z3 WRG 1959) verhindern bzw.
bekdmpfen.

Artikel 5 Abs. 5 der Richtlinie 2006/118/EG verpflichtet die Mitgliedstaaten, zur Bewertung der
Auswirkungen bestehender Schadstofffahnen in Grundwasserkérpern, die die Erreichung der
Umweltziele gefdhrden konnen, insbesondere der Schadstofffahnen, die aus punktuellen
Schadstoffquellen und kontaminierten Bdden stammen, zusdtzliche Trendermittlungen fiir festgestellte
Schadstoffe vorzunehmen, um sicherzustellen, dass sich die Schadstofffahnen aus kontaminierten Stellen
nicht ausbreiten, nicht zu einer Verschlechterung des chemischen Zustands des Grundwasserkorpers oder
der Gruppen von Grundwasserkorpern fithren und keine Gefahr fiir die menschliche Gesundheit und die
Umwelt darstellen. Da die Bewertung der Auswirkungen von Schadstofffahnen, die aus Altablagerungen
oder Altstandorten resultieren, im Rahmen des Altlastenregimes erfolgt, wird im letzten Satz des § 5
Abs. 3a QZV Chemie GW zur Klarstellung auch auf die im Rahmen des Aufsuchens von Altlasten und
der Priorititenklassifizierung etc. auf der Grundlage des ALSAG durchgefiihrten Erfassungen,
Abschitzungen, Bewertungen und weiteren Untersuchungen Bezug genommen.

Zu Z 6 (§ 5 Abs. 5):

Treten aufgrund natiirlicher hydrogeologischer Gegebenheiten erhohte Hintergrundwerte von Stoffen
oder Ionen oder ihren Indikatoren auf, so sind gemi3 Anhang II Teil A Z 3 der Richtlinie 2006/118/EG,
zuletzt gedndert durch die Richtlinie 2014/80/EU, diese Hintergrundwerte im jeweiligen
Grundwasserkorper bei der Festlegung von Schwellenwerten zu beriicksichtigen. Die Hintergrundwerte
sind nach den folgenden Grundregeln festzulegen:

a) Die Festlegung von Hintergrundwerten soll auf der Beschreibung von Grundwasserkorpern gemaf3
Anhang I der Richtlinie 2000/60/EG und der Ergebnisse der Grundwasseriiberwachung gemal
Anhang V der Richtlinie basieren. Die Uberwachungsstrategie und die Datenauswertung soll dem
Umstand Rechnung tragen, dass sich die FlieBbedingungen und der chemische Zustand des
Grundwassers horizontal und vertikal unterscheiden.

b) Liegen nur begrenzt Daten iiber die Uberwachung von Grundwasserkdrpern vor, sollen mehr Daten
erhoben und, bis diese vorliegen, sollen die Hintergrundwerte auf der Grundlage dieser begrenzten
Uberwachungsdaten bestimmt werden, gegebenenfalls nach einem vereinfachten Verfahren anhand
von Teilproben, fiir die Indikatoren keine Beeinflussung durch menschliche Aktivititen zeigen.
Informationen iiber geochemische Ubertragungen und Prozesse sollen, soweit vorhanden, ebenfalls
beriicksichtigt werden.

c) Soweit die vorliegenden Daten iiber die Grundwasseriiberwachung unzureichend und die
Informationen {iber geochemische Ubertragungen und Prozesse unzulinglich sind, sollen mehr
Daten und Informationen erhoben werden und, bis diese vorliegen, sollten Hintergrundwerte
geschitzt werden, gegebenenfalls auf Basis statistischer Bezugswerte fiir dieselbe Art von Aquiferen
in anderen Gebieten, fiir die ausreichend Uberwachungsdaten vorliegen.

In Osterreich wurden bereits im Jahr 2004 Hintergrundwerte fiir die Grundwasserkdrper ermittelt. Diese
Werte werden im Zeitraum 2015-2017 unter Beriicksichtigung der durch die Richtlinie 2014/80/EU
adaptierten Vorgaben entsprechend erweitert. Wie bereits im Jahr 2004 folgt die Ableitung den
Grundregeln von Anhang II Teil A Z3a. Die nunmehr abgeleiteten Hintergrundwerte sollen zudem — nach
Malgabe der Moglichkeiten — fiir jede einzelne Messstelle festgelegt werden.
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Wie bereits beim ersten Bewirtschaftungsplan werden die Hintergrundwerte nicht in die Schwellenwerte
integriert sondern erst im anschlieBenden Schritt der Gefdhrdungsbeurteilung der Messstellen
beriicksichtigt.

Dadurch sind die Schwellenwerte als rezeptor- bzw. nutzungsbasierte Qualititsziele Osterreichweit
einheitlich festgelegt und die Hintergrundsituation wird individuell je Grundwasserkdrper berticksichtigt.

Durch die geplante Ableitung von Hintergundwerten je Messstelle bietet diese Vorgangsweise den
erheblichen Vorteil, dass die Hintergundsituation nunmehr fiir jede Messtelle individuell beriicksichtigt
wird. Dadurch ist sichergestellt, dass die geogene Variabilitit innerhalb eines Grundwasserkorpers aus
fachlicher Sicht bestmoglich beriicksichtigt werden kann und es somit zu keiner Ausklammerung
anthropogen verursachter Konzentrationserhéhungen kommt. Dies wiirde sich aber zwangsldufig bei der
Verwendung eines dem hochsten Hintergrundwert im Grundwasserkdrper angepassten Schwellenwerts in
jenen Bereichen ergeben, wo der Hintergrundwert geringer ist.

Zu Z 8 (§ 11 Abs. 8):

Die Trendermittlung erfolgt anhand der gemeinsam mit der Europédischen Kommission erarbeiteten und
im CIS (Common Implementation Strategy) LeitfadenTechnischen Bericht Nr. 1 dargelegten Methode
(Technical Report N° 1 on ,,The EU Water Framework Directive: Statistical aspects of the identification
of groundwater pollution trends and aggregation of monitoring results”;
http://ec.europa.eu/environment/water/water-framework/facts figures/guidance docs en.htm).

Dabei werden die Messwerte jeder einzelnen Uberwachungsstelle auf Grundwasserkdrperebene
aggregiert und anschlieend auf Trend und Trendumkehr untersucht.

Der Vorteil der angewandten Vorgangsweise (zuerst Datenaggregierung und anschlieBend Trendanalyse
je Grundwasserkorper) ist die Tatsache, dass aufgrund der groBeren Grundgesamtheit an Daten auf
Grundwasserkdrperebene die Trendanalyse aus statistischen Griinden mit kiirzeren Zeitreihen und somit
frither durchgefiihrt werden darf und der Vertrauensbereich des Ergebnisses wesentlich einfacher
berechnet werden kann.

Im Zuge der Entwicklung der im Leitfaden dargelegten Trendmethode wurde gezeigt, dass die
Aggregierung der Messstellenwerte je Grundwasserkorper und eine anschlieBende Trendermittlung je
Grundwasserkdrper zum selben Ergebnis kommt, wie die Trendermittlung je Messstelle und die
anschliefende Aggregierung der Trendergebnisse fiir jeden Grundwasserkdrper.

ZuZ9 (§ 12 Abs. 1):

§ 12 legt den Rahmen fir Maflnahmen fest, aus dem der Landeshauptmann bei Erlassung eines
Programmes gemil § 33f Abs.4 WRG 1959 jene konkreten Maflnahmen auszuwéhlen hat, die
voraussichtlich zur Verbesserung der Qualitdt des Grundwassers erforderlich sein werden. Dabei sollen
unter Bedachtnahme auf die konkreten Einzelverhiltnisse jene MaBBnahmen ausgewihlt werden, die eine
moglichst geeignete und effiziente Bekdmpfung der Grundwasserverunreinigung gewéhrleisten. Gemal
der stufenweisen Vorgehensweise des § 33f WRG 1959 soll die Reduzierung der Belastung zunichst
durch freiwillige MaBBnahmen und erforderlichenfalls durch verpflichtende Anordnungen erreicht werden.

Die in den Katalog aufgenommenen Maflnahmen zielen auf eine Reduzierung der Belastungen durch
Nitrat bzw. Pestizide ab. Eine Anlehnung dieser Mafinahmen an bestehende Forderprogramme erscheint
auch weiterhin zielfiihrend. Der Grofteil der bisher festgelegten MaBBnahmen wird daher in Anlehnung an
das aktuelle OPUL-Férderprogramm 2014-2020 adaptiert (zB Stilllegung von besonders
auswaschungsgefihrdeten ~Ackerflichen, Verzicht auf die Ausbringung von Diinge- bzw.
Pflanzenschutzmitteln, Begriinung von mindestens 85% der Ackerflichen, Ziehung und Analyse von
Bodenproben).

Hinsichtlich der Berechnung der schlagbezogenen Diingebilanz (Z 11) wird auf die Vorgaben in den
Richtlinien zur sachgerechten Diingung verwiesen.

Das Prinzip des Verfahrens der Elektro-Ultrafiltration (EUF) (Z 14) besteht darin, einer Suspension von
Boden in Wasser (Verhéltnis 1 + 10) durch das Anlegen elektrischer Spannung Néhrstoffe zu entziehen.
Dabei werden neben der Spannung auch Temperatur und Zeit variiert, wodurch Nahrstoff-Fraktionen mit
unterschiedlicher Bindungsstirke und damit unterschiedlicher Pflanzenverfiigbarkeit gewonnen werden.
Routinemdfig werden in einem Extraktionsvorgang fiir jeden Néhrstoff zwei Fraktionen erfasst. Die in
der ersten Fraktion enthaltenen Niahrstoffe sind leicht fiir die Pflanze verfiigbar. Die anschlielende zweite
Fraktion charakterisiert das Nachlieferungspotenzial.
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Zu Z 10 (Anmerkungen zu Anlage 1):

Die Definitionen fiir ,,Pestizide* und ,,Pestizideingesamt* Werden an die Anmerkungen (1) und (2) des
Anhangs I der Richtlinie 2006/118/EG zum Schutz des Grundwassers vor Verschmutzung und
Verschlechterung angepasst und die diesbeziiglichen Verweise auf EU-Vorgaben aktualisiert.



	Erläuternde Bemerkungen
	Allgemeiner Teil
	Besonderer Teil
	Zu Z 1 (§ 3 Z 9) und Z 7 (§ 6):
	Gemäß Artikel 4 der Richtlinie 80/68/EWG des Rates vom 17. Dezember 1979 über den Schutz des Grundwassers gegen Verschmutzung ist die direkte Ableitung näher bezeichneter Schadstoffe in das Grundwasser (dh ohne Boden- oder Untergrundpassage) verboten.
	In Umsetzung der genannten EU-Vorgaben ist die direkte Einbringung näher bezeichneter Schadstoffe in das Grundwasser gemäß § 6 Abs. 1 QZV Chemie GW verboten bzw. die indirekte Einbringung dieser Schadstoffe bewilligungspflichtig. Eine direkte Einbring...
	Nach bisherigem Verständnis setzte das Vorhandensein einer Bodenpassage einen „belebten Boden“ voraus. Das ist der oberste, natürlich gewachsene Teil der Erdkruste, der aus festen anorganischen, durch die Verwitterung des Untergrundes entstandenen, un...
	Zu Z 2 und 3 (§ 4):
	Zu Z 4 (§ 5 Abs. 2):
	Zu Z 5 ( § 5 Abs. 3a):
	Zu Z 6 (§ 5 Abs. 5):
	Zu Z 9 (§ 12 Abs. 1):
	Zu Z 10 (Anmerkungen zu Anlage 1):


